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Sdiriftlldier Bericht 

des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden 

(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (21. ÄndG LAG) 

— Drucksache V/4103 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Korspeter 


I. Im allgemeinen 

Der Entwurf eines Einundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (21. 
AndG LAG) wurde in der 227. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 23. April 1969 in erster Be- 
ratung erörtert und dem Ausschuß für Kriegs- und 
Verfolgungsschäden federführend, dem Ausschuß 
für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge mitberatend sowie dem Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwie- 
sen. 

Der 7. Ausschuß hat die Vorlage in drei Sitzungen 
beraten. Dabei wurde am 24. April 1969 den Ver- 
tretern der Geschädigtenverbände Gelegenheit ge- 
geben, ihre Vorstellungen zu dem Gesetzentwurf 
vorzutragen. Der mitberatende Ausschuß für Ange- 
legenheiten der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge 
hat dem Entwurf zugestimmt und empfohlen, die 
Bundesregierung zu bitten, die zu § 252 LAG vorge- 
sehene Rechtsverordnung für die unbare Erfüllung 
der Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonen- 
schäden baldmöglichst zu erlassen. Der federfüh- 
rende Ausschuß hält dieses Anliegen für berech- 
tigt. 

Der Ausschuß war mit der Bundesregierung der 
Auffassung, daß es dringend erforderlich sei, eine 
Entschädigungsregelung für Vermögensschäden in 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und 
im Sowjotsektor von Berlin (Schadensgebiet) zu 
treffen. Er bedauert, daß wegen der begrenzt zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel eine volle 
rechtliche Gleichstellung der im Schadensgebiet 


Geschädigten mit den Vertriebenen und Kriegs- 
sachgeschädigten nicht möglich ist. Er ist mit diesem 
Vorbehalt der Regierungsvorlage gefolgt. Allerdings 
ist er der Auffassung, daß die von der Bundesregie- 
rung vorgesehene Entschädigung nur derjenigen 
Verluste, die ehemals Selbständige an existenztra- 
gendem Vermögen im Schadensgebiet erlitten ha- 
ben, zu eng begrenzt ist. 

Die Bundesregierung ist bei ihrer Konzeption da- 
von ausgegangen, daß nur der ehemals Selbstän- 
dige berücksichtigt werden solle, weil dieser im 
Bundesgebiet keine ausreichende Altersversorgung 
habe, während frühere Arbeitnehmer aus dem 
Schadensgebiet hier in der Regel nach dem Fremd- 
rentengesetz oder nach dem Gesetz zu Artikel 131 
GG Renten oder Pensionen erhalten. Demgegenüber 
vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß Verluste 
an Wirtschaftsgütern auch dann berücksichtigt wer- 
den sollen, wenn sie eine unselbständige Lebens- 
grundlage mitgetragen haben. Aus diesem Grunde 
schlägt er vor, grundsätzlich alle diejenigen Ver- 
mögensschäden zu berücksichtigen, die auch bei Ver- 
treibungsschäden und Kriegssachschäden zur Haupt- 
entschädigung führen (damit auch Schäden an 
Grundvermögen, an privatrechtlichen geldwerten 
Ansprüchen wie Spar- oder Bankguthaben und dgl., 
sowie an Anteilsrechten). Daß ein verlorengegange- 
nes Wirtschaftsgut mit-existenztragend war, kann 
dann angenommen werden, wenn der vom Schaden 
Betroffene ein verhältnismäßig geringes Einkom- 
men hatte. Aus diesem Grunde hält der Ausschuß es 
für notwendig, Personen, deren Einkommen auch 
heute eine bestimmte Grenze nicht überschreitet. 
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mit ihren Vermögensschäden in die Entschädigungs- 
regelung einzubeziehen. Die für diesen neu einzube- 
ziehenden Personenkreis vorzusehende Einkom- 
mensgrenze mußte aus finanziellen Erwägungen 
niedriger sein als diejenige, die die Bundesregierung 
bei ehemals Selbständigen als Voraussetzung für 
eine Hauptentschädigung gefordert hat. 

Darüber hinaus schlägt der Ausschuß weitere 
Änderungen vor, die sich überwiegend aus der 
Ausweitung des Personenkreises ergeben. Dem Bun- 
destag muß cs durch die Bundesregierung erleichtert 
werden zu überprüfen, ob das vorgesehene finan- 
zielle Volumen für die Durchführung des Gesetzes 
ausreicht, in der Hauptsache aber, um überprüfen 
zu können, ob das Volumen zu hoch angesetzt 
wurde, damit dem Bundestag die Möglichkeit gege- 
ben wird, weitere gesetzliche Maßnahmen in Erwä- 
gung zu ziehen. Es wird deshalb eine Berichtspflicht 
des Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte vorgeschlagen. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Verbesserun- 
gen erfordern Aufwendungen in Höhe von 210 bis 
310 Mio DM. Sie liegen aber nach Auffassung des 
Ausschusses noch innerhalb des von der Bundes- 
regierung angenommenen Kostenrahmens von 2 bis 
2,6 Mrd. DM. Die von der Bundesregierung vorge- 
sehene Art der Finanzierüng hat der Ausschuß als 
sachgerecht gebilligt. Insbesondere hält er mit der 
Bundesregierung eine Beteiligung der Länder an 
den Kosten für gerechtfertigt und zumutbar. Maß- 
gebend dafür ist, daß im Lastenausgleichsgesetz 
1952 der Satz der Vermögensteuer um ein Drittel 
erhöht wurde, um die Länder zur Leistung von 
Zuschüssen an den Ausgleichsfonds in den Stand zu 
setzen. 

Einer Anregung des mitberatenden Ausschusses 
für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge entsprechend wird über die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes und des Beweissichcrungs- 
und Feststellungsgesetzes hinaus auch eine Ände- 
rung des Gesetzes über die Lastenausgleichsbank 
vorgeschlagen. 

Ein Antrag aus der Mitte des Ausschusses, die 
Vorschriften des § 47 b LAG über die zusätzliche 
Berücksichtigung von Kriegssachschäden durch Min- 
derung der Vierteljahresbeträge der Vermögens- 
abgabe zu erweitern, fand aus den gleichen Grün- 
den wie bei den Beratungen des 20. AndG LAG 
keine Mehrheit. 

11. Im einzelnen 

Auf Einzelheiten wird nachstehend nur eingegan- 
gen, soweit Änderungen gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf vorgeschlagen werden oder der Gang 
der Ausschußberatungen hierzu Anlaß bietet. 

Zu § 1 (Änderung des Lastenausgleichsyesetzes) 

7m Nr. 3 (§ 6 LAG) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Beteili- 
gung des Ausgleichsfonds an den Aufwendungen der | 


Novelle wurde vom Ausschuß im Hinblick auf die 
Finanzlage des Bundes akzeptiert, da anders eine 
Entschädigungsregelung für Zonenschäden nicht er- 
reichbar wäre. Es fand sich daher keine Mehrheit für 
einen aus der Mitte des Ausschusses gestellten 
Antrag, an Stelle eines begrenzten Bundeszuschusses 
die Erstattung der dem Ausgleichsfonds entstehen- 
den Aufwendungen durch den Bund vorzusehen. 

Zu Nr. 5 {§ 15 a LAG) 

Aus den im allgemeinen Teil erwähnten Gründen 
hält der Ausschuß eine Beschränkung der Entschä- 
digungsregclung auf die Verluste von Wirtschafts- 
gütern, die eine selbständige Existenz getragen 
haben, nicht für gerechtfertigt und schlägt daher 
eine Streichung des Absatzes 2 des Regierungs- 
entwurfs vor. 

Der Regierungsentwurf hatte in § 2 Nr. 4 die 
Nichtberücksichtigung von Schäden an Wirtschafts- 
gütern, die in der Verfügungsgewalt erbberechtigter 
Personen zurückgelassen worden sind, vorgesehen. 
Dem Ausschuß erscheint die Übernahme der inso- 
weit im 20. AndG LAG für Vertreibungsschäden ge- 
troffenen Regelung auch für Zonenschäden notwen- 
dig. Absatz 4 (neu) soll deshalb durch eine Verwei- 
sung auf § 12 Abs. 12 LAG ergänzt werden. 

Zu Nr. 15 Buchstabe c (§ 234 Abs. 4 LAG) 

§ 234 Abs. 4 Satz 1 LAG bestimmt, daß das An- 
tragsrecht ruht, solange der Antragsbercchtigte 
ständigen Aufenthalt in einem Aussiedlungsgebiet 
hat. Es bedarf der Klarstellung, daß diese Vorschrift 
nicht für Angehörige der Vereinten Nationen gilt, 
denen im überleitungsvcrtrag eine Sonderbehand- 
lung zugestanden worden ist. 

Zu Nr. 18 Buchstabe b (§ 243 LAG) 

Mit der Bundesregierung ist der Ausschuß — wenn 
auch mit Bedauern — der Auffassung, daß ange- 
sichts des beschränkten finanziellen Rahmens auf 
eine Einkommens- und Vermögensgrenze als Vor- 
aussetzung für Hauptentschädigung wegen Zonen- 
schäden nicht verzichtet werden kann. Für die im 
Regierungsentwurf berücksichtigte Geschädigten- 
gruppe beläßt es der Ausschuß bei der dort vor- 
gesehenen Einkommensgrenze von 15 000 DM. Für 
den neu einzubeziehenden Personenkreis sah sich 
der Ausschuß hingegen gezwungen, eine geringere 
Einkommensgrenze in Höhe von 7200 DM festzu- 
legen, um im Rahmen des gegebenen Finanzvolu- 
mens bleiben zu können. Damit wird erreicht, daß 
jedenfalls alle sozial Schwachen Hauptentschädigung 
für ihre Vermögcnsverluste erhalten. Der Ausschuß 
schlägt auch eine andere Berücksichtigung des Fa- 
milieneinkommens vor. Während die Bundesregie- 
rung eine Anrechnung des Einkommens des Ehegat- 
ten und von Kindern nur in Höhe der vorgesehenen 
Familienzuschläge vorsah, schlägt der Ausschuß eine 
volle Anrechnung des Ehegatteneinkommens vor; 
das Einkommen der Kinder soll außer Betracht blei- 
ben. Nach Auffassung des Aussdiusses wird die 
soziale Stellung des Geschädigten, die entschei- 
dend für die Gewährung von Hauptentschädigung 
ist, nicht allein durch sein Einkommen, sondern auch 
durch das Einkommen des Ehegatten bestimmt. 
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Die von den Geschädigtenverbänden bei ihrer 
Anhörung geäußerten Bedenken gegen die Ermächti- 
gung der Bundesregierung, Näheres über die Be- 
rechnung des Einkommens und Vermögens zu be- 
stimmen, wobei insbesondere steuerliche Vergünsti- 
gungen unberücksichtigt bleiben sollen, teilt der 
Ausschuß nicht. Steuerliche Vergünstigungen, wie 
z. B. Sonderabschreibungen, Steuerfreibeträge u. a., 
sollen auch nach Auffassung des Ausschusses unbe- 
rücksichtigt bleiben, um eine einheitliche Behand- 
lung aller Betroffenen zu gewährleisten. 

Zu Nr. 19 Buchstabe b (§ 245 Nr. 5 LAG) 

Zu Nr. 22 Buchstabe b (§ 249 a Abs. 1 Satz 4 LAG) 
Zu Nr. 24 (§ 250 Abs. 1 LAG) 

Die in diesen Vorschriften enthaltenen Verwei- 
sungen auf einzelne Absätze des § 15 a sind der 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Streichung des 
§ 15 a Abs. 2 angepaßt. 

Zu Nr. 21 (§ 258 LAG) 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen 
sind zur Schließung von Lücken, insbesondere ge- 
genüber dem Reparationsschädengesetz erforderlich. 

Zu Nr. 30 (§ 278 a Abs. 1 LAG) 

Zu Nr. 33 (§ 283 Nr. 1 LAG) 

Auch hier wird eine Ergänzung des Regierungs- 
entwurfs vor allem im Hinblick auf das Reparations- 
schädengesetz vorgeschlagen. 

Zu Nr. 38 (§ 334 a LAG) 

Auf die Ausführungen zu Nr. 15 Buchstabe c 
(§ 234 Abs. 4 LAG) wird verwiesen. 

Zu § 2 (Änderung des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 7 BFG) 

Wegen der Ergänzung um den neuen Buchstaben b 
wird auf die Ausführungen zu § 1 Nr. 5 (§ 15 a 
Abs. 4 LAG) verwiesen. 

Zu Nr. 3 (§ 13 Nr. 12 BFG) 

Die Vorschrift, für die in § 2 Nr. 4 des Regierungs- 
entwurfs eine Neufassung vorgesehen war, kann im 
Hinblick auf die Ergänzung des § 2 Nr. 1 um einen 
neuen Buchstaben b entfallen. 

Zu Nr. 5 Buchstabe b (§ 14 Abs. 3 BFG) 

Nach den Vorschlägen des Ausschusses zu § 243 
LAG (§ 1 Nr. 18) soll für die Gewährung von Haupt- 
entschädigung auf Grund von Zonenschäden allge- 
mein eine niedrigere Einkommensgrenze, für Schä- 
den an Vermögen, das eine selbständige Existenz 
getragen hatte, dagegen eine höhere Einkommens- 


grenze gelten. Es erscheint aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung zweckmäßig, schon bei der 
Schadensfeststellung die Art des vom Schaden be- 
troffenen Vermögens und den Zusammenhang mit 
dem Verlust einer selbständigen Existenzgrundlage 
gesondert festzustellen, um hierauf bei der späteren 
Zuerkennung der Hauptentschädigung zurückgrei- 
fen zu können. Dem trägt die vorgeschlagene Ergän- 
zung Rechnung. 

Zu Nr. 6 (§ 15 BFG) 

Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, daß die 
Bewertung von Betriebsvermögen im Schadens- 
gebiet des BFG im Verlaufe der Jahre nach dem 
Kriege uneinheitlich geworden ist. Während die 
Bewertung bis zum Jahre 1952 im Ergebnis etwa 
der Handhabung des Bewertungsgesetzes entsprach, 
führten später politische Einflüsse dazu, daß die 
festgestellten Einheitswerte vielfach nicht mehr mit 
den tatsächlichen Gegebenheiten übereinstimmen. 
Um eine gleichmäßige Behandlung der Geschädigten 
zu gewährleisten, schlägt der Ausschuß vor, nachge- 
wiesene Einheitswerte auf Zeitpunkte nach dem 
1. Januar 1952 nicht mehr der Schadensberechnung 
zugrunde zu legen, sondern in diesen Fällen Ersatz- 
einheitswerte zu bilden. Im übrigen sollen bei der 
Bildung von Ersatzeinheitswerten — ebenfalls aus 
Gründen der gleichmäßigen Behandlung — die im 
Bundesgebiet maßgebenden Wertverhältnisse zu- 
grunde gelegt werden. 

Zu § 3 (Änderung des Gesetzes über die Lasten- 
ausgleichsbank) 

Im Zusammenhang mit der Beratung des vorlie- 
genden Gesetzentwurfs erscheint es veranlaßt, die 
Zahl der Vertreter der Organisationen der Sowjet- 
zonenflüchtlinge im Verwaltungsrat der Lastenaus- 
gleichsbank entsprechend der zunehmenden Bedeu- 
tung dieses Personenkreises auf zwei zu erhöhen. 
Bei dieser Gelegenheit soll auch die Möglichkeit 
eröffnet werden, den Aufgabenkreis der Lastenaus- 
gleichsbank durch die Übertragung anderer Auf- 
gaben von Bundesbehörden zu erweitern und damit 
einer bereits erkennbaren Entwicklung Rechnung zu 
tragen. 

Zu § 4 (Berichtspflicht) 

Es wird auf den allgemeinen Teil des Berichts 
verwiesen. 

Zu § 6 (Anwendungszeitpunkt) 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Ergänzung des 
Absatzes 2 ist erforderlich, um eine Lücke zu ver- 
meiden. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Frau Korspeter 

Berichtei statterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/4103 • — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Der Ausschuß für Kriegs- 
und Verfolgungsschäden 

Mick 

Vorsitzender 


Frau Korspeter 

Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Einundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(21. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Dezember 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1945, 1966 I S. 87), zuletzt geändert durch 
§ 61 des Reparationsschädengesetzes vom 12. Fe- 
bruar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), wird wie folgt 
geändert: 

1. In die Präambel wird nach den Worten „Ver- 
mögens bedeutet," folgender Absatz eingefügt: 

„und unter dem weiteren ausdrücklichen Vor- 
behalt, daß die Gewährung und Annahme von 
Leistungen für Schäden im Sinne des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes weder die 
Vermögensrechte des Geschädigten berühren 
noch einen Verzicht auf die Wiederherstellung 
der unbeschränkten Vermögensrechte oder auf 
Ersatzleistung enthalten,". 

2. In § 1 werden nach dem Wort „Nachkriegszeit" 
die folgenden Worte eingefügt: 

„oder durch Schäden im Schadensgebiet im 
Sinne des § 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes" . 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „In den Rech- 
nungsjahren 1959 bis einschließlich 1978" 
ersetzt durch die Worte „Vom 1. April 1959 
bis zum 31. Dezember 1979". 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Für die Hauptentschädigung auf 
Grund von Zonenschäden (§ 15 a) leistet der 
Bund in den Rechnungsjahren 1973 bis 1982 
nach Maßgabe der im Bundeshaushaltsplan 
verfügbaren Haushaltsmittel einen jähr- 
lichen Zuschuß an den Ausgleichsfonds; der 
Gesamtzuschuß wird auf 700 Millionen Deut- 
sche Mark begrenzt." 


4. An § 8 Abs. 1 werden folgende Nummern 23 

bis 25 angefügt: 

„23. das Gesetz über die Beweissicherung und 
Feststellung von Vermögensschäden in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und im Sowjetsektor von Berlin {Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetz * — 
BFG) vom 22. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 425) unter Berücksichtigung der dazu er- 
gangenen Änderungsgesetze 

als Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetz, 

24. das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deut- 
sche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetischen be- 
setzten Sektor von Berlin vom 15. Juli 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 612) unter Be- 
rücksichtigung der dazu ergangenen Än- 
derungsgesetze 

als Flüchtlingshilfegesetz, 

25. das Gesetz zur Abgeltung von Repara- 
tions-, Restitutions-, Zerstörungs- und 
Rückerstattungsschäden (Reparationsschä- 
dengesetz — RepG) vom 12. Februar 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 105) 

als Reparationsschädengesetz." 

5. Folgende Vorschrift wird eingefügt: 

„§ 15 a 
Zonenschäden 

(1) Ein Zonenschaden im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein Vermögensschaden, der im Scha- 
densgebiet (§ 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes) entstanden ist 

1. als Schaden im Sinne des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes, sofern er auf dem 
förmlichen Entzug des Eigentums auf 
Grund von Gesetzen, Verordnungen 
oder Gerichtsentscheidungen, auf Be- 
schlagnahme, Zwangsverwaltung so- 
wie jeder anderen Maßnahme, insbe- 
sondere einer Verfügungsbeschrän- 
kung, die in ihrer wirtschaftlichen 
Auswirkung dem förmlichen Entzug 
entspricht, beruht, 

2. als Schaden, der nach den Vorschriften 
des Reparationsschädengesetzes be- 
rücksichtigt werden könnte, wenn dem 
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die gebietlichen Beschränkungen des 
§ 12 des Reparationsschädengesetzes 
nicht entgegenstünden, 

3. als Kriegssachschaden im Sinne des 
§ 13, der nach den Vorschriften des 
Feststellungsgesetzes festgestellt wer- 
den könnte, wenn er im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes eingetreten 
wäre, 

4. als Schaden eines Verfolgten durch 
Entziehung auf Grund von Maß- 
nahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft. 

(2) Ein Schaden muß entstanden sein 

1. an Wirtschaftsgüter, die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Be- 
triebsvermögen im Sinne des Bewer- 
tungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, so- 
weit sie nicht unter Nummer 1 fallen, 

a) an Gegenständen, die für die Be- 
rufsausübung oder für die wissen- 
schaftliche Forschung erforderlich 
sind, sowie an diesen nach § 15 
Abs. 2 des Feststellungsgeset- 
zes und der Dreizehnten Verord- 
nung zur Durchführung des Fest- 
stellungsgesetzes vom 8. Novem- 
ber 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 838) 
gleichgestellten eigenen Erzeugnis- 
sen, 

b) an privatrechtlichen geldwerten 
Ansprüchen, sofern ihre Bewer- 
tung nach §§ 4, 5 Abs. 1 und § 8 
des Bewertungsgesetzes zulässig 
war, 

c) an Anteilen an Kapitalgesellschaf- 
ten oder an Geschäftsguthaben der 
Mitglieder von Genossenschaften, 

d) an Gewerbeberechtigungen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes, 

e) an literarischen und künstlerischen 
Urheberrechten, an gewerblichen 
Schutzrechten und ungeschützten 
Erfindungen sowie an Lizenzen an 
solchen Rechten und Erfindungen, 
soweit diese im Schadensgebiet 
nach dem Eintritt des Schadens 
verwertet worden sind. 

(3) War an einem Wirtschaftsgut im Sinne 
des Absatzes 3 ein Schaden entstanden, so ist 
bei einem späteren Erwerber dieses Wirtschafts- 
guts, soweit es sich nicht um einen Tausch han- 
delt, als Schaden nur zu berücksichtigen 

1. ein von ihm entrichteter, nicht in der 
Übernahme von Verbindlichkeiten be- 
stehender Kaufpreis als Schaden an 
einem privatrechtlichen geldwerten 
Anspruch, 


2. die durch die Aufwendung eigener 
Mittel entstandene Wertsteigerung 
des erworbenen Wirtschaftsguts als 
Schaden am Wirtschaftsgut. 

(4) Für einen Schaden, der am Vermögen 
eines im Schadensgebiet Verstorbenen entstan- 
den ist, gilt § 12 Abs. 7 sinngemäß. Werden 
Wirtschaftsgüter im Schadensgebiet in der Ver- 
fügungsgewalt erbberechtigter Personen zurück- 
gelassen, gilt § 12 Abs. 12 entsprechend." 

6. § 55 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „(Stundungs- 
betrag) bis auf weiteres zu stunden" durch 
die Worte „zu erlassen" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Stun- 
dungsbetrag" durch das Wort „Erlaßbetrag" 
ersetzt. 

7. In § 55 c Abs. 2 Nr. 2 wird die Bezugnahme 
auf „§ 249 Abs. 3 Satz 2" durch die Bezugnahme 
auf „§ 249 Abs. 3 Satz 3" ersetzt. 

8. In § 78 Abs. 2 Nr. 5 werden die auf das Wort 
„Vierteljahrsbetrags" folgenden Worte gestri- 
chen. 

9. In § 141 Abs. 1 Nr. 3 wird am Ende der Strich- 
punkt durch einen Punkt ersetzt und Nummer 4 
gestrichen. 

10. An § 200 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Durch Rechtsverordnung können Bestim- 
mungen über die Fälligstellung von Abgabe- 
schulden an Vermögensabgabe und an Hypothe- 
kengewinnabgabe getroffen werden, bei denen 
der unter Zubilligung einer der in Satz 2 be- 
zeichneten Vergünstigungen zu zahlende Betrag 
1000 Deutsche Mark nicht übersteigt. Als Ver- 
günstigung ist entweder ein Abschlag bis zu 
10 vom Hundert von dem nach § 199 sich er- 
gebenden Ablösungswert vorzusehen oder die 
Ermittlung des Ablösungswerts auf der Grund- 
lage eines Zinssatzes, der um höchstens 3 vom 
Hundert über dem für die Ablösung nach § 199 
maßgebenden Zinssatz liegt. § 1 der Fünfund- 
zwanzigsten Durchführungsverordnung über 
Ausgleichsabgaben nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz vom 23. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1616) und § 1 der Siebenundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung über Ausgleichsabga- 
ben nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
15. November 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 792) 
sind nur noch anzuwenden, wenn die Voraus- 
setzungen für die Anwendung der Vorschriften 
vor dem 30. September 1969 Vorlagen." 

11. An § 228 Abs. 1 wird folgende Nummer 5 ange- 
fügt: 

„5. Zonenschäden (§ 15 a)." 
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12. In § 229 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „Ver- 
treibungsschäden und Ostschäden" ersetzt durch 
die Worte „Vertreibungsschäden, Ostschäden 
und Zonenschäden". 

13. § 230 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Auf Ostschäden finden die Absätze 1 
bis 4, auf Zonenschäden die Absätze 1 bis 3 und 
4 Satz 1 entsprechende Anwendung." 

14. In § 230 a Abs. 1 werden die Worte „in den zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten oder in Gebieten außerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937" durch 
die Worte „außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes" ersetzt und nach den Worten 
„diese Person" die Worte „wegen ihrer deut- 
schen Volkszugehörigkeit" eingefügt. 

15. § 234 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Ver- 
treibungsschäden oder Ostschäden" ersetzt 
durch die Worte „Vertreibungsschäden, Ost- 
schäden oder Zonenschäden". 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Feststellungsgesetzes" die Worte eingefügt 
„und nach § 30 Abs. 3 des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes". 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Antragsrecht ruht, solange der 
Geschädigte, sein Erbe oder weiterer Erbe 
seinen ständigen Aufenthalt in einem Aus- 
siedlungsgebiet (§ 11 Abs. 2 Nr. 3) hat; Arti- 
kel 3 des Zehnten Teils des Vertrags zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen in der Fassung der Bekannt- 
machung zum Protokoll vom 23. Oktober 
1954 über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschand 
vom 30. März 1955 (Bundesgesetzbl. II S. 301, 
405) bleibt unberührt. Für Ausgleichsleistun- 
gen auf Grund von Zonenschäden ruht das 
Antragsrecht auch bei ständigem Aufenthalt 
im Schadensgebiet (§ 3 Abs. 1 des Beweis- 
siche rungs- und Feststellungsgesetzes)." 

16. § 236 erhält folgende Fassung: 

.§ 236 

Schadensfeststellung nach dem Feststellungs- 
gesetz und nach dem Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz 

Bei Schäden im Sinne der §§ 3 bis 5 des Fest- 
stellungsgesetzes und bei Schäden im Sinne des 
§ 14 Abs. 3 des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes ist die Schadensfeststellung 
nach diesen Gesetzen Voraussetzung für die 
Gewährung von Ausgleichsleistungen mit 


Rechtsanspruch. Diese Schadensfeststellung ist 
bindend." 

17. § 238 erhält folgende Fassung: 

„§ 238 

Schadensberechnung nach dem Feststellungs- 
gesetz und nach dem Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz 

Für die Berechnung von Schäden, die nach 
dem Feststellungsgesetz oder nach dem Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetz festzu- 
stellen sind, gelten die Vorschriften dieser 
Gesetze." 


18. § 243 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1, dem 
tolgende Nummer 3 angefügt wird: 

„3. Zonenschäden." 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Für Zonenschäden wird Hauptent- 
schädigung nur gewährt, wenn der im Zeit- 
punkt der Antragstellung Berechtigte (der 
unmittelbar Geschädigte, der Geschädigte 
oder deren Erbe oder weiterer Erbe) weder 
im Durchschnitt der letzten drei Jahre vor 
der Antragstellung ein Einkommen von 
mehr als 7200 Deutsche Mark bezogen noch 
am letzten vor der Antragstellung liegen- 
den Veranlagungszeitpunkt der Vermögen- 
steuer ein Vermögen von mehr als 50 000 
Deutsche Mark gehabt hat. Sind hinsichtlich 
der Schäden des unmittelbar Geschädigten 
mehrere Personen berechtigt, ist für die Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse aller 
Berechtigten der Zeitpunkt der ersten An- 
tragstellung maßgebend. Die Einkommens- 
grenze erhöht sich für den nicht dauernd 
von dem Berechtigten getrennt lebenden 
Ehegatten um 1800 Deutsche Mark und für 
jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2 um 
900 Deutsche Mark. Dem Einkommen des 
Berechtigten wird das Einkommen seines 
Ehegatten hinzugerechnet. Soweit nach § 14 
Abs. 3 Satz 3 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes Zonenschäden an Ver- 
mögen, auf dem die Existenzgrundlage be- 
ruhte, gesondert festgestellt sind, erhöhen 
sich die Einkommensgrenze auf 15 000 Deut- 
sche Mark und die Zuschläge auf 3000 Deut- 
sche Mark und 1500 Deutsche Mark. Die 
Vermögensgrenze erhöht sich um den vor 
dem maßgebenden Veranlagungszeitpunkt 
der Vermögensteuer bewirkten Betrag der 
Leistungen im Sinne des § 268 Abs. 1 Satz 2. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann zur 
Durchführung des Absatzes 2 Näheres über 
die Abgrenzung, die Berechnung und den 
Nachweis des Einkommens und Vermögens 
nach steuerrechtlichen Grundsätzen be- 
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stimmt und dabei vorgesehen werden, daß 
steuerliche Vergünstigungen unberücksich- 
tigt bleiben; ferner kann ein abweichender 
Zeitraum für die Bemessung des Einkom- 
mens in solchen Fällen festgelegt werden, in 
denen zwischen Schadenseintritt und An- 
tragstellung keine vollen drei Kalenderjahre 
liegen." 


19. § 245 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Von Vertreibungsschäden, Ostschäden 
und Zonenschäden an land- und forst- 
wirtschaftlichem Vermögen sowie an 
Grundvermögen sind festgestellte lang- 
fristige Verbindlichkeiten, die im Zeit- 
punkt der Schädigung mit diesem Vermö- 
gen in wirtschaftlichem Zusammenhang 
standen oder an ihm dinglich gesichert 
waren, mit ihrem halben festgestellten 
Betrag abzusetzen." 

b) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. Zonenschäden an privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen (§ 15 a Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b) werden nach Maßgabe der 
Verordnung zur Durchführung des § 55 a 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes vom 
4. März 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 209) 
angesetzt," 

c) Folgender Satz wird angefügt: 

„Sind Schäden in einer anderen deutschen 
Währung als Reichsmark festgestellt wor- 
den, so werden sie für die Zusammenfassung 
zum Schadensbetrag nach Anwendung der 
Nummern 1 bis 5 unverändert als Reichs- 
mark angesetzt." 


20. § 248 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; die 
Worte ", für Sowjetzonenflüchtlinge (§§ 3, 
4 BVFG), die bis zum 31. Dezember 1969 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) ge- 
nommen haben," werden gestrichen. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Der Zuschlag nach Absatz 1 wird 
nicht gewährt, soweit der Grundbetrag 
auf Zonenschäden beruht. Beim Zusammen- 
treffen von Zonenschäden mit anderen Schä- 
den ist der auf Zonenschäden beruhende Teil 
des Grundbetrags in der Weise zu ermitteln, 
daß vom gesamten Grundbetrag derjenige 
Betrag abgezogen wird, der sich für die an- 
deren Schäden allein nach den §§ 245 bis 
247 sowie § 249 Abs. 1 Satz 1 bis 4 und 
Abs. 2 als Grundbetrag ergeben würde." 


21. § 249 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Sind Schäden erst nach dem 20. Juni 1948 
entstanden, tritt an die Stelle des Vermö- 
gens am 21. Juni 1948 das Vermögen, wel- 
ches sich auf diesen Stichtag ergeben würde, 
wenn die Schäden vorher entstanden wä- 
ren." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Sind im Schadensbetrag (§ 245) enthaltene 
Schäden auch nach § 55 a berücksichtigt wor- 
den, ist vom Grundbetrag ferner das Fünf- 
unddreißigfache des Betrages, der von dem 
Vierteljahrsbetrag der Vermögensabgabe 
nach § 55 a Abs. 2 erlassen worden ist, ab- 
zusetzen." 

c) Absatz 5 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. darüber, bei welchen Geschädigten nach 
den §§ 39 bis 47 b durchgeführte Minde- 
rungen oder ein Erlaß der Vermögens- 
abgabe nach § 55 a Abs. 2 in Zweifels- 
fällen durch Kürzung des Grundbetrags 
zu berücksichtigen sind,". 


22. § 249 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach den Worten „Dieser ist" werden 
die Worte „bei Vertreibungsschäden 
und Ostschäden" eingefügt. 

bb) Am Ende wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„bei Zonenschäden ist der Sparerzu- 
schlag mit dem Betrag anzusetzen, der 
sich durch Anwendung der Verordnung 
zur Durchführung des § 55 a Abs. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes ergibt. " 

b) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Verluste 
an Ansprüchen im Sinne des § 12 Abs. 13 
Nr. 1, des § 14 Abs. 1 Satz 5 und des § 15 a 
Abs. 3 Nr. 1; für diese ist bei Anwendung 
des Satzes 3 Nr. 1 ein Umstellungsverhältnis 
von 100 zu 10 zugrunde zu legen." 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Der 
Sparerzuschlag erhöht sich" ersetzt durch 
die Worte „Bei Vertreibungsschäden und 
Ostschäden erhöht sich der Sparerzuschlag". 

d) In Absatz 3 werden die Worte „des § 245 
Nr. 4" ersetzt durch die Worte „des § 245 
Nr. 4 und 5". 
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23. Folgende Vorschrift wird eingefügt: 

„§ 249 b 

Kürzung des Grundbetrags für Zonenschäden 

(1) Der auf Zonenschäden eines unmittelbar 
Geschädigten beruhende Grundbetrag wird auf 
50 000 Deutsche Mark gekürzt, wenn er diesen 
Betrag übersteigt. Ist der unmittelbar Ge- 
schädigte von mehreren Geschädigten beerbt 
worden, ist für die Kürzung nach Satz 1 die 
Summe der auf Zonenschäden beruhenden 
Grundbeträge aller Geschädigter, auch soweit 
diese nicht antragsberechtigt sind, maßgebend. 

(2) Der auf Zonenschäden beruhende Grund- 
betrag wird ferner gekürzt, soweit durch seine 
Hinzurechnung zum Vermögen des Berechtig- 
ten (§ 243 Abs. 2 Satz 1) am letzten vor der 
Antragstellung liegenden Veranlagungszeit- 
punkt der Vermögensteuer die in § 243 Abs. 2 
bestimmte Vermögensgrenze überschritten wird. 
Sind hinsichtlich eines Anspruchs mehrere Per- 
sonen berechtigt, ist vom Anteil eines jeden 
Berechtigten an dem auf Zonenschäden beru- 
henden Grundbetrag auszugehen. 

(3) Beim Zusammentreffen von Zonenschä- 
den mit anderen Schäden ist der auf Zonenschä- 
den beruhende Teil des Grundbetrags (Zonen- 
schaden-Teilgrundbetrag) in der Weise zu er- 
mitteln, daß vom gesamten Grundbetrag der- 
jenige Betrag abgezogen wird, der sich für die 
anderen Schäden allein ohne Anwendung des 
§ 249 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 3 Satz 2 als Grund- 
betrag ergeben würde." 

24. § 250 erhält folgende Fassung: 

„§ 250 

Zuerkennung des Anspruchs und Zinszuschlag 

(1) Der Anspruch auf Hauptentschädigung 
wird dem Geschädigten mit dem sich ergeben- 
den Grundbetrag zuerkannt ; dabei ist anzu- 
geben, wie der Grundbetrag aus dem Schadens- 
betrag errechnet ist. In den Fällen des § 12 
Abs. 13, des § 14 Abs. 1 Satz 5 und des § 15 a 
Abs. 3 wird höchstens der Grundbetrag zuer- 
kannt, der sich bei Zugrundelegung des Werts 
des erworbenen Wirtschaftsguts ergeben würde. 

(2) Der nach den §§ 246 bis 249 b sich erge- 
bende Grundbetrag wird auf volle 10 Deutsche 
Mark aufgerundet (Endgrundbetrag). Vom End- 
grundbetrag werden abgezogen 

1. Entschädigungszahlungen nach Bun- 
desgesetzen für Schäden, die beim 
Schadensbetrag oder beim Sparerzu- 
schlag berücksichtigt sind, sofern 
diese Zahlungen nicht bereits ander- 
weit vom Schaden oder Grundbetrag 
abgezogen sind, 

2. Ablösungsbeträge nach dem Dritten 
Teil des Allgemeinen Kriegsfolgen- 


gesetzes vom 5. November 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1747) und Entschä- 
digungszahlungen nach dem Altspa- 
rergesetz, die auf Ersatzvermögen, 
das Umsiedlern zugeteilt worden ist, 
entfallen. 

(3) Zu dem zuerkannten Endgrundbetrag tritt 
ein Zinszuschlag von eins vom Hundert für je- 
des angefangene Vierteljahr; der Zinszuschlag 
ist vorbehaltlich der Absätze 4 bis 6 vom 1. Ja- 
nuar 1953 ab zu gewähren. 

(4) In den Fällen des § 11 Abs. 2 Nr. 3, des 
§12 Abs. 7 und des § 14 Abs. 1 Satz 2 ist der 
Zinszuschlag vorbehaltlich des Absatzes 5 inso- 
weit, als der zuerkannte Endgrundbetrag auf 
tatsächlich nach dem 31. Dezember 1952 einge- 
tretenen Vertreibungsschäden und Ostschäden 
beruht, vom Beginn des Vierteljahrs ab zu ge- 
währen, in dem diese Schäden nach § 12 Abs. 11 
oder § 14 Abs. 3 als eingetreten gelten. Treffen 
tatsächlich vor dem 1. Januar 1953 eingetretene 
Vertreibungsschäden oder Ostschäden mit tat- 
sächlich nach dem 31. Dezember 1952 eingetre- 
tenen Vertreibungsschäden oder Ostschäden zu- 
sammen, ist der Zinszuschlag vorbehaltlich des 
Absatzes 5 zu gewähren. 

1. vom 1. Januar 1953 ab für denjenigen 
Teil des zuerkannten Endgrundbe- 
trags, der sich für die tatsächlich vor- 
her eingetretenen Vertreibungsschä- 
den oder Ostschäden allein als End- 
grundbetrag ergeben hätte, 

2. vom Beginn des in Satz 1 bestimmten 
Vierteljahrs ab für den Rest des zu- 
erkannten Endgrundbetrags. 

(5) übersteigt der zuerkannte Endgrundbe- 
trag ohne den auf einem Zonenschaden beru- 
henden Teil (§ 249 b Abs. 3) denjenigen End- 
grundbetrag, der sich nach der vor dem 1. Ja- 
nuar 1967 geltenden Fassung der §§ 243 bis 
249 a ergeben hätte (früherer Endgrundbetrag), 
wird der Zinszuschlag für den übersteigenden 
Betrag (Mehrgrundbetrag) vom 1. Januar 1967 
ab gewährt, sofern nicht der Zinszuschlag nach 
Absatz 4 Satz 1 von einem späteren Zeitpunkt 
ab zu gewähren ist. Ist in den Fällen des Ab- 
satzes 4 Satz 2 der Zinszuschlag für einen Teil 
des Endgrundbetrags von einem Zeitpunkt nach 
dem 1. Januar 1967 ab zu gewähren, gilt dieser 
Zeitpunkt auch für den entsprechenden Teil des 
Mehrgrundbetrags. 

(6) Für den auf Zonenschäden beruhenden 
Endgrundbetrag oder Zonenschaden-Teilgrund- 
betrag (§ 249 b Abs. 3) wird der Zinszuschlag 
vom 1. Januar 1970 ab gewährt. Soweit der 
Zonenschaden tatsächlich erst nach diesem 
Zeitpunkt eingetreten ist, wird der Zinszuschlag 
vom Beginn des Vierteljahrs ab gewährt, in das 
der Zeitpunkt des Schadenseintritts fällt. Tref- 
fen tatsächlich nach dem 1. Januar 1970 einge- 
tretene Zonenschäden mit tatsächlich vorher 
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eingetretenen Zonenschäden zusammen, gilt 
Absatz 4 Satz 2 entsprechend. Beträge aus der 
Nutzung weggenommener Wirtschaftsgüter, 
über die der unmittelbar Geschädigte oder sein 
Erbe nach dem 31. Dezember 1969 verfügt ha- 
ben, werden auf den Zinszuschlag angerechnet." 

25. § 251 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Sind Aufbaudarlehen nach § 258 sowie 
Zahlungen an Kriegsschadenrente oder an ent- 
sprechenden laufenden Beihilfen nach den 
§§ 278 a, 283 und 283 a mit Wirkung auf einen 
vor dem 1. Januar 1967 liegenden Zeitpunkt auf 
die Hauptentschädigung anzurechnen, hat die 
Anrechnung auf den früheren Endgrundbetrag 
Vorrang vor der Anrechnung auf den Mehr- 
grundbetrag (§ 250 Abs. 5); bei einer Anrech- 
nung auf einen vor dem 1. Januar 1970 liegen- 
den Zeitpunkt hat die Anrechnung auf den Teil 
des Endgrundbetrags, der sich ohne Zonenschä- 
den ergibt, den Vorrang vor der Anrechnung 
auf den Zonenschaden-Teilgrundbetrag. Für die 
Fälle des § 250 Abs. 4 und Abs. 6 Satz 2 und 3 
gilt dies entsprechend." 

26. § 252 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Absatzes 5" ersetzt durch die Worte „der 
Absätze 5 und 6". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Zahl „5" 
durch die Zahl „6" und die Worte „des Ab- 
satzes 5" durch die Worte „der Absätze 5 
und 6" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 wer- 
den jeweils nach dem Wort „können" die 
Worte eingefügt „vorbehaltlich des Absat- 
zes 6". 

d) Folgender Absatz 6 wird eingefügt: 

„ (6) Auf Zonenschäden beruhende End- 
grundbeträge oder Zonenschaden-Teilgrund- 
beträge (§ 249 b Abs. 3) zuzüglich der hier- 
auf entfallenden Zinszuschläge werden erst 
vom 1. Januar 1970 ab durch Barzahlung 
erfüllt; für die Reihenfolge der Erfüllung 
gilt Absatz 1 Satz 2 bis 5. Durch Rechtsver- 
ordnung kann auch eine Erfüllung nach den 
Absätzen 3 und 4 zugelassen werden." 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

27. § 258 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 findet entsprechende An- 
wendung auf Darlehen, die gewährt worden 
sind 

1. aus dem Härtefonds (§§ 301, 

301 a), 

2. nach § 44 des Soforthilfegesetzes, 


3. nach den Vorschriften des Flücht- 
lingssiedlungsgesetzes, 

4. nach dem Vierten und Fünften 
Teil des Allgemeinen Kriegsfol- 
gengesetzes, 

5. nach § 10 des Vierzehnten Geset- 
zes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 785), 

6. nach Abschnitt IV des Flücht- 
lingshilfegesetzes, 

7. nach § 45 des Reparationsschä- 
dengesetzes." 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Soweit nach § 40 Abs. 2 des Repara- 
tionsschädengesetzes ein Darlehen auch auf 
den Entschädigungsanspruch nach dem Repa- 
rationsschädengesetz anzurechnen ist, geht 
in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4, 5 und 7 
die Anrechnung auf die Entschädigung nach 
dem Reparationsschädengesetz, im übrigen 
die Anrechnung auf die Hauptentschädigung 
vor." 

28. An § 266 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 
2 bleiben vorbehaltlich der Zweiten Verordnung 
über Ausgleichsleistungen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz in der Fassung vom 19. Dezem- 
ber 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1395) die Scha- 
densbeträge und Grundbeträge insoweit außer 
Ansatz, als sie auf Zonenschäden beruhen 
(§ 249 b Abs. 3)." 

29. In § 273 Abs. 5 Nr. 2 Satz 1 wird am Ende der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„hierbei bleibt vorbehaltlich der Zweiten Ver- 
ordnung über Ausgleichsleistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz der auf Zonenschäden 
beruhende Grundbetrag oder Zonenschaden- 
Teilgrundbetrag (§ 249 b Abs. 3) außer Ansatz." 

30. § 278 a wird wie folgt geändert; 

a) An Absatz 1 werden folgende Nummern 7 
und 8 angefügt: 

„7. Beihilfe zum Lebensunterhalt aus dem 
Härtefonds (§§ 301, 301 a) und nach dem 
Flüchtlingshilfegesetz mit dem sich aus 
den Nummern 2 bis 5 ergebenden Hun- 
dertsatz, 

8. Unterhaltshilfe nach dem Reparations- 
schädengesetz sowie Unterhaltsbeihilfe 
nach dem Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetz und § 10 des Vierzehnten Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes mit dem sich aus den 
Nummern 3 bis 5 ergebenden Hundert- 
satz, soweit diese Leistungen nicht auf 
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die Entschädigung nach dem Repara- 
tionsschädengesetz angerechnet werden 
können," 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Abs. 3 bis 5" 
gestrichen. 

31. In § 280 Abs. 1 Satz 1 wird am Ende der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„hierbei bleibt vorbehaltlich der Zweiten Ver- 
ordnung über Ausgleichsleistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz der auf Zonenschäden 
beruhende Grundbetrag oder Zonenschaden- 
Teilgrundbetrag (§ 249 b Abs. 3) außer Ansatz." 

32. In § 282 Abs. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz werden 
die Worte „abweichend von § 280 Abs. 1" 
durch das Wort „ausschließlich" ersetzt. 

33. In § 283 Nr. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Für besondere laufende Beihilfe aus dem 
Härtefonds (§§ 301, 301 a) und nach dem Flücht- 
lingshilfegesetz sowie für Steigerungsbeträge 
zur Beihilfe zum Lebensunterhalt aus dem 
Härtefonds gilt Satz 1 entsprechend, für Ent- 
schädigungsrente nach dem Reparationsschä- 
dengesetz insoweit, als diese nicht auf die Ent- 
schädigung nach dem Reparationsschädengesetz 
angerechnet werden kann." 

34. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Punkt am Ende des 
Satzes 1 durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

„ein Anspruch auf Hauptentschädigung für 
Zonenschäden steht der Gewährung von Lei- 
stungen nicht entgegen." 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Leistungen aus dem Härtefonds werden als 
laufende Beihilfe (Beihilfe zum Lebensunter- 
halt, besondere laufende Beihilfe), als Bei- 
hilfe zur Beschaffung von Hausrat sowie als 
Aufbaudarlehen zum Existenzaufbau oder 
zur Beschaffung von Wohnraum (§ 254 
Abs. 1 und 3) gewährt." 

35. § 301 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 5 werden nach den Worten „§ 228 
Abs. 1" die Worte „Nr. 1 bis 4" eingefügt 
und die Worte „und das Verhältnis zur 
Hauptentschädigung nach den Grundsätzen 
der §§ 278 a, 283 und 283 a zu regeln" ge- 
strichen. 

b) Folgender Satz 6 wird angefügt; 

„Satz 5 gilt entsprechend für die Zusammen- 
fassung von Schäden bei Verlust der beruf- 


lichen oder sonstigen Existenzgrundlage und 
deren Zuordnung." 


36. § 323 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Vom 1. Januar 1966 ab können Mittel 
bereitgestellt werden 

1. für die Gewährung von Aufbaudar- 
lehen (§§ 254, 301, 301 a), Ausbil- 
dungshilfe (§ 302) und Beihilfe zur Be- 
schaffung von Hausrat aus dem Härte- 
fonds an Personen, die in den letzten 
fünf Kalenderjahren vor Antragstel- 
lung nach den §§ 230, 301, 301 a an- 
tragsberechtigt geworden sind, 

2. für die Gewährung von Ausbildungs- 
hilfe in Fällen, in denen die Aus- 
bildung vor dem 1. April 1963, dei den 
in Absatz 4 Satz 3 genannten Perso- 
nen vor dem 1. Januar 1966 begonnen 
hatte, 

3. für die Gewährung von laufender Bei- 
hilfe aus dem Härtefonds. 

Der für die bezeichneten Leistungen mit 
Ausnahme der laufenden Beihilfe und der 
Beihilfe zur Beschaffung von Hausrat aus 
dem Härtefonds bereitzustellende Betrag 
darf insgesamt 80 Millionen Deutsche 
Mark jährlich nicht übersteigen." 


37. In § 325 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „Ver- 
treibungsschäden, Ostschäden und Sparerschä- 
den" ersetzt durch die Worte „Vertreibungs- 
schäden, Ostschäden, Sparerschäden und Zonen- 
schäden". 


38, § 334 a erhält folgende Fassung: 

„§ 334 a 

Ruhen des Verfahrens 

Das Verfahren ruht, solange der Geschädigte, 
sein Erbe oder weiterer Erbe seinen ständigen 
Aufenthalt in einem Aussiedlungsgebiet (§ 11 
Abs. 2 Nr. 3) hat; Artikel 3 des Zehnten Teils 
des Vertrags zur Regelung aus Krieg und Besat- 
zung entstandener Fragen in der Fassung der 
Bekanntmachung zum Protokoll vom 23. Okto- 
ber 1954 über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland vom 
30. März 1955 (Bundesgesetzbl. II S. 301, 405) 
bleibt unberührt. Für Ausgleichsleistungen auf 
Grund von Zonenschäden ruht das Verfahren 
auch bei ständigem Aufenthalt im Schadens- 
gebiet (§ 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes) . " 


39. In § 343 Abs. 4 werden die Worte „und 3" ge- 
strichen. 
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40. In § 358 Nr. 2 wird die Bezugnahme auf „§ 249 
Abs, 3 Satz 2" durch die Bezugnahme auf „§ 249 
Abs, 3 Satz 3" ersetzt, 

41. § 359 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hierbei kann zugunsten von Personen, die Ver- 
folgungsmaßnahmen in den Vertreibungsgebie- 
ten ausgesetzt waren, die Vertriebeneneigen- 
schaft unterstellt werden; bei diesen Personen 
sowie bei Personen, denen Schäden im Sinne 
des § 15 a Abs. 1 Nr. 4 entstanden sind, kann 
von den Voraussetzungen des § 230 abgesehen 
werden. 

§ 2 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

Das Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz 
vom 22. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 425), zuletzt 
geändert durch § 63 des Reparationsschädengesetzes, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 3 wird am Ende der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„als Anspruch gegen einen Schuldner mit 
Wohnsitz oder Sitz im Schadensgebiet gilt 
auch ein Anspruch, der an einem im Scha- 
densgebiet belegenen Grundstück dinglich 
gesichert war." 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Werden Wirtschaftsgüter im Scha- 
densgebiet in der Verfügungsgewalt erbbe- 
rechtigter Personen zurückgelassen, gilt § 12 
Abs. 12 des Lastenausgleichsgesetzes ent- 
sprechend." 

2. In § 12 Abs. 2 Nr. 4 wird am Ende der Punkt 
durch das Wort „oder" ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. als Verfolgter seinen ständigen Aufenthalt 
am 31. Dezember 1952 oder im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes in einem 
Staat gehabt haben, der nicht zu den Aus- 
siedlungsgebieten (§ 11 Abs. 2 Nr. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes) gehört. " 

3. § 13 Nr. 12 wird gestrichen; die bisherige Num- 
mer 13 wird Nummer 12. 

4. In § 13 Nr. 4 und 12 (neu), § 17 Satz 3, § 18 
Abs. 2, § 19 sowie § 33 Abs. 2 werden jeweils 
die Worte „Deutsche Mark der Deutschen No- 
tenbank oder Mark der Deutschen Notenbank" 
ersetzt durch die Worte „Mark in einer anderen 
Währung des Schadensgebiets". 


5, §14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Wort „Gesondert" er- 
setzt durch das Wort „ Daneben"; Nummer 
2 erhält folgende Fassung: 

„2. im Zusammenhang mit dem Schaden ge- 
währte Entschädigungszahlungen sowie 
andere Leistungen, die bei entsprechen- 
der Anwendung des § 21 a des Feststel- 
lungsgesetzes zu einer Kürzung des 
Schadens führen würden." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Im Rahmen der Feststellung nach 
Absatz 1 werden Zonenschäden nach § 15 a 
des Lastenausgleichsgesetzes gesondert fest- 
gestellt, sofern die Voraussetzungen der 
§§ 229, 230, 230 a und 234 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vorliegen. § 8 Abs. 2 Nr. 4 
und § 21 a des Feststellungsgesetzes sind 
anzuwenden. Wenn im Zusammenhang mit 
solchen Zonenschäden die Existenzgrundlage 
verlorengegangen ist, die überwiegend be- 
ruhte 

1. auf der Ausübung einer selbstän- 
digen Erwerbstätigkeit oder 

2. auf Ansprüchen und anderen Ge- 
genwerten aus der Übertragung, 
sonstigen Verwertung oder Ver- 
pachtung des einer solchen Tätig- 
keit dienenden Vermögens oder 

3. auf einer Altersversorgung, die 
aus den Erträgen einer solchen 
Tätigkeit begründet war, 

wird außerdem gesondert festgestellt, an 
welchem Vermögen die Schäden entstanden 
sind, auf dem diese Existenzgrundlage be- 
ruhte; sind an dem Vermögen, auf dem die 
Existenzgrundlage beruhte, mehrere Schä- 
den entstanden, werden diese nebeneinander 
berücksichtigt, wenn die Existenzgrundlage 
im Zusammenhang mit einem dieser Schä- 
den verlorengegangen ist." 


6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Berechnung von Schäden an 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
und Grundvermögen im Sinne des Bewer- 
tungsgesetzes sowie an Gewerbeberechti- 
gungen im Sinne des Bewertungsgesetzes, 
die nicht zum Betriebsvermögen gehören, 
gilt § 12 des Feststellungsgesetzes entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß bei der Anwen- 
dung seiner Absätze 1 und 2 vom letzten 
Feststellungszeitpunkt vor dem Schadens- 
eintritt und bei der Anwendung des Absat- 
zes 3 vom Zeitpunkt des Schadenseintritts 
auszugehen ist. Für die Berechnung von 
Schäden an Betriebsvermögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes gilt § 12 des Feststel- 
lungsgesetzes entsprechend mit der Maß- 
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gäbe, daß bei der Anwendung seiner Absätze 
1 und 2 vom letzten Feststellungszeitpunkt 
vor dem Schadenseintritt auszugehen ist. § 12 
Abs. 1 des Feststellungsgesetzes ist nur an- 
zuwenden, wenn der Schaden an Betriebs- 
vermögen vor dem 1. Januar 1953 eingetre- 
ten ist; bei Schadenseintritt nach dem 
31. Dezember 1952 ist § 12 Abs. 2 des Fest- 
stellungsgesetzes anzuwenden. Bei der An- 
wendung des § 12 Abs. 2 des Feststellungs- 
gesetzes auf nach dem 31. Dezember 1951 
eingetretene Schäden an Betriebsvermögen 
sind die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
maßgebenden Wertverhältnisse zugrunde 
zu legen. Soweit bei der Feststellung von 
Einheitswerten für Grundbesitz im Scha- 
densgebiet nach dem 8. Mai 1945 eine Ver- 
schlechterung der maßgebenden Verhält- 
nisse infolge von Kriegszerstörungen oder 
in Auswirkung von Demarkationslinien in 
deren näherem Bereich berücksichtigt wor- 
den ist, sind der Schadensberechnung die 
Werte zugrunde zu legen, die sich ohne 
diese Verschlechterung ergeben hätten.'' 

b) In Absatz 3 Nr. 2 wird das Zitat „Satz 2" 
ersetzt durch das Zitat „Satz 5". 

7. Folgende Vorschrift wird eingefügt: 

.§ 17 b 

Berechnung von Schäden des Erwerbers von 
Verfolgten-Vermögen 

Für die Berechnung von Schäden durch Weg- 
nahme, von Reparations-, Restitutions- und Zer- 
störungsschäden sowie von Kriegssachschäden 
an Wirtschaftsgütern, die in der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 im Sinne 
der Rückerstattungsgesetze entzogen worden 
sind, gelten die §§ 5 bis 8 der Elften Verord- 
nung über Ausgleichsleistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz. " 

8. An § 18 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Sind an Wirtschaftsgütern neben Schä- 
den im Sinne dieses Gesetzes Schäden im Sinne 
des Feststellungsgesetzes oder des Reparations- 
schädengesetzes entstanden und sind für diese 
Schäden Entschädigungszahlungen gewährt wor- 
den, sind bei Anwendung des § 14 Abs. 3 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Nr. 4 
des Feststellungsgesetzes, sofern dies für den 
unmittelbar Geschädigten günstiger ist, die 
Summe aller Schäden und die Summe aller 
Entschädigungszahlungen maßgebend; nach § 8 
Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungsgesetzes von der 
Feststellung und nach § 15 Abs. 1 Nr. 7 in Ver- 
bindung mit § 25 Abs. 4 des Reparationsschä- 
dengesetzes von der Berücksichtigung ausge- 
nommene Schäden sind nach diesem Gesetz 
festzustellen, wenn alle Entschädigungszah- 
lungen nicht 50 vom Hundert aller Schäden 
übersteigen." 


9. In § 24 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „im 
Besitz des Ehegatten" durch die Worte „in der 
Verfügungsgewalt erbberechtigter Personen" 
ersetzt. 


§3 

Änderung des Gesetzes 
über die Lastenausgleichsbank 
(Bank für Vertriebene und Geschädigte) 

Das Gesetz über die Lastenausgleichsbank (Bank 
für Vertriebene und Geschädigte) vom 28. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. 1 S. 293) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 4 Abs, 1 wird folgender Satz angefügt: 

..Sie kann auch andere Aufgaben durchführen, 
die ihr von Bundesbehörden übertragen wer- 
den." 

2. In § 7 Abs. 1 Nr. 8 werden die Worte „einem 
Vertreter der Organisationen der Sowjetzonen- 
flüchtlinge" ersetzt durch die Worte „zwei Ver- 
treter der Organisationen der Sowjetzonenflücht- 
linge". 


ZWEITER ABSCHNITT 
überleitungs- und Schlußvorschriften 

§ 4 

Berichtspflicht 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte hat im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen In den Jahren 
1972, 1974 und 1976 jeweils zum 1. April dem Deut- 
schen Bundestag zu berichten, wie hoch die Kosten 
der Erfüllung der Ansprüche auf Hauptentschädi- 
gung für Zonenschäden (§ 15 a des Lastenausgleichs- 
gesetzes) nach den bisherigen Ergebnissen anzu- 
setzen sind. 

§5 

Neufassung von Gesetzen 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Lastenausgleichsgesetzes, des 
Feststellungsgesetzes und des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes sowie der hierzu erlasse- 
nen Rechtsverordnungen in der Fassung, die sich 
aus den dazu ergangenen Anderungsgesetzen oder 
-Verordnungen ergibt, mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 
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§6 

Anwendungszeitpunkt 

(1) Von den Vorschriften dieses Gesetzes sind 
anzuwenden 

1. § 1 Nr. 5, 11 bis 14, 18 bis 23, 25, 27, 28, 
30, 31, 33, 40 und 41 mit Wirkung vom 
Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes 
(§ 375) ab, 

2. § 1 Nr. 29 und 32 mit Wirkung vom 
1. April 1957 ab, 

3. § 1 Nr. 7 mit Wirkung vom 1. April 
1961 ab, 

4. § 1 Nr. 6 mit Wirkung vom 1. Januar 
1967 ab, 

5. § 1 Nr. 35 mit Wirkung vom 1. Juni 
1967 ab, 

6. § 2 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Beweissicherungs“ und Feststellungsge- 
setzes (§ 49) ab. 

(2) In den Fällen des § 1 Nr. 20 Buchstabe a blei- 
ben bis zum 30. September 1969 ergangene unan- 


fechtbare Entscheidungen insoweit unberührt, als 
Hauptentschädigung zuerkannt worden ist. Entspre- 
chendes gilt für die Berechnung des Grundbetrags 
nach § 266 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes. 

§ 7 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsge- 
setzes. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 30. September 1969 in 
Kraft. 
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